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Abschnitt 1: Grundbegriffe der Staatskunde

Kapitel 7: Rechtsstaat und Abgrenzung zum totalitären Staat
A. Gewaltenteilung

I. Grundsätze und Folgerungen

	Beispielhafte Erwähnung der Gewaltenteilung in Art. 1 Abs. 3, 20 Abs. 2 Satz 2 GG

	Legislative
	Exekutive
	Judikative

	Gesetzgebung
	Verwaltung
	Rechtsprechung

	Art. 20 Abs. 3 GG

	Die Gesetzgebung
ist an die verfassungsmäßige Ordnung ... gebunden.
	Die ... vollziehende Gewalt ...

sind an Gesetz und Recht gebunden.

... und die Rechtsprechung ...

Art. 97 Abs. 1 GG

Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetze unterworfen.



	Verfassungsmäßigkeit der Gesetzgebung
	Gesetzmäßigkeit der Verwaltung
	Unabhängigkeit der Richter

	Praktische Bedeutung: § 31 Abs. 2 BVerfGG
	Vorrang und Vorbehalt des Gesetzes (s.u. A.II.)
	sachliche und persönliche Unabhängigkeit


II. Insbesondere: Negative und positive Gesetzmäßigkeit der Verwaltung

	Art. 20 Abs. 3 GG, 3, 55 Nr. 1 BV

	Bindung der vollziehenden Gewalt an Recht und Gesetz

	Vorrang

Vorbehalt

des Gesetzes
Negative Gesetzmäßigkeit
Positive Gesetzmäßigkeit


	Verwaltungshandeln darf nicht im Widerspruch zu Recht und Gesetz stehen.
	Verwaltungshandeln bedarf einer

rechtlichen Grundlage.

	Die Nichtbeachtung von Recht und Gesetz hat die Rechtswidrigkeit des Verwaltungshandelns zur Folge.
	Eingriffsverwaltung: Befugnis durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes

(vgl. Art. 7 LStVG).


B. Rechtsschutzgarantie

Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG

Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht im der Rechtsweg offen.

C. Rückwirkungsverbot und Rechtssicherheit

I. Nulla poena sine lege (scripta)

Art. 103 Abs. 2 GG

Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde.

II. Vertrauensschutz

	Unechte Rückwirkung
	Echte Rückwirkung

	Bereits bestehendes, aber noch nicht

abgeschlossenes Rechtsverhältnis
	In der Vergangenheit liegende, bereits abgeschlossene Sachverhalte

	Grundsätzlich zulässig
	Grundsätzlich unzulässig


D. Verhältnismäßigkeit

	Vernünftige Relation zwischen angestrebtem Ziel und eingesetztem Mittel
(vgl. Art. 8 LStVG, 4 PAG):

	Eignung
	Erforderlichkeit
	Angemessenheit
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� 	Dieser Artikel wird auch als „formelles Hauptgrundrecht“ bezeichnet.
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